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Kleine Anfrage 7012 
 
der Abgeordneten Dietmar Brockes und Angela Freimuth   FDP 
 
 
Warum bleibt Nordrhein-Westfalen bei der Kernfusion Zuschauer, während Bayern 
gezielt Sichtbarkeit, Kapital und Netzwerke nach München zieht? 
 
 
Vom 25. bis 27. Februar 2026 findet in München die FusionX: Global 2026 statt, eine 
hochrangig beworbene Investoren- und Technologiekonferenz zur Industrialisierung der 
Fusionsenergie, die nach Angaben der Veranstalter erstmals nach Deutschland kommt und 
mehr als 400 Akteure aus Unternehmen, Investoren, Zulieferern und Behörden 
zusammenbringen soll. 
 
Die bayerische Landesregierung flankiert die Konferenz sichtbar politisch: Das Bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie kündigte für den 25. Februar 
2026 einen offiziellen Empfang in der Residenz München an, ausgerichtet durch die 
Bayerische Staatsregierung. Zudem hat Bayern mit einem “Masterplan Fusion” das klare 
politische Signal gegeben, dass man zu dieser Zukunftstechnologie steht. Am 26. Februar 
stellte der bayrische Ministerpräsident Markus Söder eine Absichtserklärung mit dem Start-up 
Proxima Fusion, dem Energiekonzern RWE und dem Max-Planck-Institut für Plasmaforschung 
vor, die beinhaltet, einen Fusionsdemonstrator „Alpha“ sowie perspektivisch Europas erstes 
ans Netz angeschlossenes Magnetfusionskraftwerk „Stellaris“ bauen und betreiben zu wollen. 
Die bayrische Landesregierung unterstützt dieses Vorhaben mit bis zu 400 Millionen Euro. 
 
Damit entsteht der gewichtige Eindruck eines strategischen Vorgehens, mit dem Bayern die 
internationale Aufmerksamkeit in einem zentralen Zukunftsfeld bündelt und das eigene 
Innovationsökosystem als „Ort, an dem Zukunft passiert“ ins Schaufenster stellt.  
 
Auch für Nordrhein-Westfalen ist das Thema Fusion von besonderer Bedeutung: NRW ist 
energieintensiver und innovativer Industriestandort und verfügt zugleich über starke 
Forschungskapazitäten, insbesondere am Forschungszentrum Jülich sowie an mehreren 
Hochschul- und Institutsstandorten. Diese Standortargumente wurden auch in der politischen 
Debatte rund um die Frage betont, ob Nordrhein-Westfalen eine führende Rolle bei Forschung, 
Transfer sowie möglicher späterer Demonstrationsinfrastruktur und industriellen 
Wertschöpfungsketten der Kernfusion übernehmen sollte. 
 
Mehrere Bundesländer haben sich bereits im vergangenen Jahr zu einer Allianz zur 
Fusionsforschung zusammengeschlossen, um den Weg zu einem ersten kommerziellen 
Fusionskraftwerk in Deutschland zu ebnen. Umso mehr verwundert die öffentliche 
Stellungnahme der nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministerin Mona Neubaur. Auf die 
Nachfrage zum fehlenden Beitritt Nordrhein-Westfalens verwies Ministerin Neubaur darauf, 
man hätte einen möglichen Beitritt „ergebnisoffen geprüft“, wenn eine Anfrage gestellt worden 
wäre – „nur habe niemand gefragt“. Auch auf die schriftliche Nachfrage mittels der Kleinen 
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Anfrage 6746 teilte die Landesregierung lediglich mit, man sähe “derzeit keine unmittelbare 
Notwendigkeit, einen Beitritt zur Fusionsallianz der Bundesländer aktiv zu verfolgen”. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die Landesregierung die Chancen der 
Kernfusion als Industrie-, Forschungs- und Standortthema ausreichend aktiv verfolgt. Das 
Fraunhofer Institut hat sich hierzu in der Stellungnahme 18/3443 zum Antrag der FDP-Fraktion 
“Das erste Fusionskraftwerk soll in Nordrhein-Westfalen stehen – Jetzt die Weichen für die 
Energieversorgung der Zukunft stellen” bereits klar geäußert: “Wenn NRW diese Chance nicht 
aktiv ergreift, wird Fusion trotzdem kommen – aber Forschung, IP, Wertschöpfung und 
hochqualifizierte Arbeitsplätze werden überwiegend dort entstehen, wo heute klare Strategien, 
Cluster und Infrastrukturen aufgebaut werden”. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung (und bitte dabei um die einzelne 
Beantwortung der jeweiligen Fragen): 
 
1. Welche Zielsetzungen verfolgt die Landesregierung für Nordrhein-Westfalen im Bereich 

Kernfusion bis 2030? 
 
2. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung ergriffen, um internationale 

Leitveranstaltungen zur Kernfusion – ähnlich der FusionX:Global 2026 – in Nordrhein-
Westfalen anzusiedeln? 

 
3. Welche Gründe sieht die Landesregierung als ursächlich dafür an, dass sie „niemand“ 

zur Teilnahme an der Länderallianz angefragt hat? 
 
4. Beabsichtigt die Landesregierung, sich vor dem Hintergrund der jüngsten Entwicklungen 

doch noch der Fusionsallianz der Länder anzuschließen? 
 
5. Wie hat sich die Summe der Landesmittel für fusionsbezogene Forschung am 

Forschungszentrum Jülich jährlich von 2020 bis 2026 entwickelt? 
 
 

 
 
Dietmar Brockes 
Angela Freimuth 
 


